
2. Der Vorbehalt der Entscheidung über die Auf­
rechnung einer Gegenforderung auf Grund von § 302 
ZPO setzt voraus, daß der Verklagte erklärt hat, welche 
Gegenforderung er gegen die Klageforderung zur Auf­
rechnung stellt und auf welchem tatsächlichen und 
rechtlichen Grunde sie beruht.

3. Zur Frage der Zurückweisung schuldhaft verspäte­
ten Vorbringens unter Wegfall des Vorbehalts der Auf­
rechnung in der Berufungsinstanz.

OG, Urt. vom 23. Februar 1953 — 1 Uz 8/53.
Die Klägerin verlangt nach vorangegangenem Mahnverfahren 

vom Verklagten die Zahlung eines Teilbetrages von 10 000,— DM 
nebst Verzugszinsen aus einer laufenden Geschäftsverbindung, 
über die sich der bei den Akten befindliche, mit einem Saldo- 
vortrage von 24171,31 DM per 23. März 1952 zugunsten der 
Klägerin abschließende Kontoauszug verhält. Nach Angabe der 
Klägerin beträgt der Saldo unter Abzug der inzwischen erfolg­
ten Eingänge per 27. Juni 1952 noch 18 641,25 DM.

Die Klägerin behauptet, diesen Kontoauszug dem Verklagten 
mit Schreiben vom 2. April 1952 übersandt und ihm gleichzeitig 
mitgeteilt zu haben, sie werde annehmen, daß der Verklagte 
mit den Buchungen einig gehe, falls bis zum 9. April 1952 keine 
Bestätigung des Saldos erfolge und der Verklagte sich auch 
darüber nicht äußere, inwiefern der Kontoauszug etwa' bean­
standet werde. Da der Verklagte sich nicht geäußert habe, habe 
sie ihm mit Schreiben vom 21. April 1952 mitgeteilt, sie nehme 
an, daß der Verklagte den Auszug als in Ordnung gehend be­
funden habe.

Die Klägerin wirft dem Verklagten vor, daß er jeweils nur 
in außerordentlich schleppender Weise bezahlt habe, wodurch 
sie vor allem der Steuerbehörde gegenüber in erhebliche 
Schwierigkeiten geraten sei. Mit der Behauptung, daß das 
Finanzamt wegen rückständiger Einkommen- und Gewerbe­
steuer sowie wegen Verzugszuschlägen und Mahngebühren im 
Gesamtbeträge von 16 323,68 DM die Ansprüche der Klägerin 
gegen den Verklagten gepfändet habe, hat sie beantragt, den 
Verklagten zu verurteilen, an die Klägerin zu Händen des Fi­
nanzamts S. 10 000,— DM nebst 5 vom Hundert Zinsen seit dem 
1. April 1952 zu zahlen, dem Verklagten die Kosten des Rechts­
streits aufzuerlegen und das Urteil für vorläufig vollstreckbar 
zu erklären.

Der Verklagte hat sich gegen den Klageanspruch mit der Be­
hauptung gewendet, daß er „erhebliche Gegenforderungen“ 
gegen die Klägerin habe, hat diese aber, obwohl der Zahlungs­
befehl vom 29. April 1952 ihm am 7. Mai 1952 zugestellt worden 
ist, bis zu dem in Übereinstimmung mit seinem Gesuche vom 
23. Mai 1952 am 15. Juli 1952 anberaumten Termin zur münd­
lichen Verhandlung weder dem Grunde noch der Höhe nach 
bezeichnet, geschweige denn begründet.

Das Landgericht hat daraufhin den Verklagten vorbehaltlich 
der Entscheidung über die Aufrechnungsansprüche antragsge­
mäß kostenpflichtig und gegen Sicherheitsleistung von 11000 
DM vorläufig vollstreckbar verurteilt.

Gegen dieses Urteil hat der Verklagte Berufung eingelegt.
Mit der Begründung wird Verletzung des § 302 ZPO gerügt 

und „für alle Fälle alles, was der Verklagte (inzwischen im 
Nachverfahren) vorgetragen hat", wiederholt. Die Klägerin 
beantragt, die Berufung des Verklagten zurückzuweisen, und 
bittet im Wege der Anschlußberufung, das angefochtene Urteil 
ohne Vorbehalt aufrechtzuerhalten.

Die Klägerin ist der Ansicht, daß der Verklagte durch das 
angefochtene Urteil nicht beschwert sei, da er mit seinem Vor­
bringen schon im ersten Rechtszuge wegen Verschleppungs­
absicht, mindestens, aber grober Nachlässigkeit hätte ausge­
schlossen werden müssen. Einer Nachholung in der Berufungs­
instanz werde entschieden widersprochen.

Das Bezirksgericht hat die Sache zuständigkeitshalber an das 
Oberste Gericht abgegeben, nachdem ihm der Rat des Kreises 
mitgeteilt hat, daß die Klägerin in die Verwaltung des Rates 
des genannten Kreises übernommen worden ist, da die In­
haber sich in Westdeutschland aufhalten.

Die Berufung wurde zurückgewiesen. Auf die Anschließung 
kam der Vorbehalt der Entscheidung über die Gegenansprüche 
des Verklagten in Wegfall.

Aus den G r ü n d e n :
Das Oberste Gericht ist für did Entscheidung zustän­

dig, da auch der auf Grund der Verordnung vom 17. Juli 
1952 (GBl. S. 615) bestellte Verwalter (Treuhänder) als 
Träger gesellschaftlichen Eigentums sowohl im Falle des 
§ 1 wie des § 6 der Verordnung anzusehen ist (§§ 55 
Abs. 1 Ziff. 2a, 50 Abs. 1, 42 GVG).

Es trifft zu, daß das angefochtene Urteil an einem 
prozessualen Mangel leidet. Ob die Voraussetzungen des 
§ 302 Abs. 1 ZPO gegeben waren, ob also die vom Ver­
klagten geltend zu machenden Gegenforderungen mit 
der Klageforderung in rechtlichem Zusammenhang 
standen oder nicht, konnte überhaupt erst geprüft wer­
den, wenn der Verklagte erklärt hatte, weiche Gegen­
forderungen er gegen die Klagforderung zur Aufrech­
nung stellte und auf welchem tatsächlichen und recht­
lichen Grunde sie beruhen. Der Vorbehalt wäre dann 
im Urteil so genau zu bezeichnen gewesen, daß die 
Identität der Gegenforderungen für das Nachverfahren 
außer Frage stand; denn es wird im Falle des § 302 
ZPO nicht etwa dem Verklagten schlechthin die Auf­
rechnung Vorbehalten, sondern nur dem Gericht die 
Entscheidung über die geltend gemachte Aufrechnung.

Es ist der Berufung auch zuzugeben, daß der Ver­
klagte durch das angefochtene Urteil, das ihn immerhin 
„vorbehaltlich der Entscheidung über die Aufrechnungs­
ansprüche“ verurteilt hat, beschwert ist.

Dennoch konnte die Berufung keinen Erfolg haben.
Der im Tatbestand wiedergegebene Prozeßverlauf bis 

zur mündlichen Verhandlung vom 15. Juli 1952, auf die 
das angefochtene Urteil erging, beweist eindeutig, daß 
der Verklagte das von ihm angekündigte Verteidigungs­
mittel in der Absicht, den Prozeß zu verschleppen, oder 
aus grober Nachlässigkeit nicht früher vorgebracht hat. 
Das Bezirksgericht hatte dies von Amts wegen zu prü­
fen und hätte also feststellen müssen, daß mindestens 
einer der Fälle des § 279 Abs. 1 ZPO durch das Ver­
halten des Verklagten gegeben war. Statt dem Gericht 
die Entscheidung über Aufrechnungsansprüche des Ver­
klagten vorzubehalten, hätte der Vorderrichter also das 
vom Verklagten verspätet vorgebrachte Verteidigungs­
mittel der Aufrechnung mit Gegenforderungen zurück­
weisen müssen (§ 279 Abs. 1 ZPO).

Danach war auch für das inzwischen vom Vorder­
richter in die Wege geleitete Nachverfahren kein Raum.

Es besteht kein Bedenken, die prozessuale Fehlent­
scheidung des Vorderrichters in der Berufungsinstanz 
richtigzustellen,. Ob das möglich wäre, wenn es allein 
bei der Berufung des Verklagten geblieben wäre, kann 
dahingestellt bleiben, da die Klägerin mit der von ihr 
formgerecht (§ 522a ZPO) eingelegten Anschlußberufung 
die Zurückweisung des verspäteten Vorbringens aus­
drücklich verlangt hat.

Arbeitsrecht
•

§ 54 VO über die Sozialpflichtversicherung vom 28. Ja­
nuar 1947.

Invalidität im Sinne des § 54 VO über die Sozialpflicht­
versicherung liegt dann vor, wenn auf Grund einer 
ärztlichen Untersuchung festgestellt worden ist, daß 
der Rentenbewerber infolge Krankheit oder anderer 
Leiden körperlich unfähig ist, ein Lohndrittel zu ver­
dienen. Wirtschaftliche Verhältnisse haben keinen Ein­
fluß auf die Feststellung der Invalidität.

OG, Urt. vom 6. März 1953 — 3 Za 7/53.
Dem Kläger wurde auf Antrag von der Verklagten eine Bei­

tragsinvalidenrente gezahlt. Die Rentenzahlung erfolgte auf 
Grund der ärztlicherseits festgestellten Erwerbsminderung von 
70 %. Bei einer Nachuntersuchung wurde die Erwerbsminde­
rung nur noch mit 50 % bewertet. Gegen die auf Grund des 
Ergebnisses der Nachuntersuchung erfolgte Einstellung der 
Rentenzahlung durch die Verklagte hat der Kläger, nachdem 
seine Beschwerde zurückgewiesen wurde, Klage beim Arbeits­
gericht erhoben.

Mit der Begründung, daß er an seinem Wohnort keine Ar- 
beitsmöglichkeit habe und infolge seiner Beschwerden keine 
auswärtige Arbeit annehmen könne, hat der Kläger beantragt, 
die Verklagte zu verurteilen, die Rente an ihn weiterzuzahlen.

Das Arbeitsgericht hat die Klage abgewiesen. Es geht' in 
seiner Entscheidung von dem von ihm angeforderten Gut­
achten der Universitätsklinik aus, in dem eine Gesamterwerbs­
minderung von 50% festgestellt ist. Damit ergebe sich, daß der 
Kläger nicht Invalide im Sinne des § 54 der Verordnung über 
die Sozialpflichtversicherung vom 28. Januar 1947 sei.

Der Kläger hat gegen das Urteil Berufung eingelegt, sein 
erstinstanzliches Vorbringen im wesentlichen wiederholt und 
insbesondere darauf hingewiesen, daß er sich bei der Reichs­
bahn und beim Bürgermeister vergeblich um Arbeit beworben 
habe. Bisher habe er von den Erträgnissen seiner 70 ar großen 
Landwirtschaft gelebt.

Das Landesarbeitsgericht E. hat die Verklagte zur Weiterzah­
lung der Rente an den Kläger ab 1. April 1949 verurteilt. Es ist 
der Auffassung, daß es nicht allein auf den von den Ärzten 
festgestellten Prozentsatz der Erwerbsminderung ankomme: es 
müsse auch berücksichtigt werden, wie sich die Erwerbsminde­
rung auf die Verdienstmöglichkeiten des Betroffenen auswirkt. 
Für den Kläger habe es die Auswirkung, daß er nicht in der 
Lage sei, das gesetzliche Lohndrittel zu verdienen. Das ergebe 
sich aus dem Gutachten der Universitätsklinik, wonach der 
Kläger nur für leichte, im Sitzen durchzuführende Tätigkeiten 
für arbeitsfähig gehalten werde. Im Gutachten sei ferner er­
wähnt, daß der zu Fuß zurückzulegende Weg zur Arbeitsstätte 
auf Grund der Gehbeschwerden möglichst kurz sein müsse.

Nach Ansicht des Landesarbeitsgerichts bestehen für den 
unterschenkelamputierten Kläger unter diesen Voraussetzungen 
keine Arbeitsmöglichkeiten. Deshalb könne er das gesetzliche 
Lohndrittel nicht verdienen, und die Voraussetzungen des § 54 
der Verordnung über die SozialpfliChtversicherung zur Zahlung 
der Invalidenrente seien gegeben.

Der Generalstaatsanwalt der Deutschen Demokratischen Re­
publik hat die Kassation des Urteils des Landesarbeitsgerichts 
beantragt.

Dem Antrag war stattzugeben.

Aus den G r ü n d e n :
Der Sozialversicherungsanstalt obliegt die Realisie­

rung einer wichtigen, von unserem Staat übernomme­
nen Aufgabe gegenüber den Werktätigen. Sie hat die
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